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E N T S C H E I D S A U S Z U G 

___________ 

 

 

 In Sachen: Vorabentscheidungsfrage in Bezug auf Artikel 36/24 des Gesetzes vom 

22. Februar 1998 zur Festlegung des Grundlagenstatuts der Belgischen Nationalbank, gestellt 

vom Staatsrat. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, 

 

 zusammengesetzt aus den Präsidenten J. Spreutels und A. Alen, den Richtern 

L. Lavrysen, J.-P. Snappe, J.-P. Moerman, E. Derycke, T. Merckx-Van Goey, P. Nihoul, 

T. Giet und R. Leysen, unter Assistenz des Kanzlers F. Meersschaut, unter dem Vorsitz des 

Präsidenten J. Spreutels, 

 

 erlässt nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

* 

*       * 
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  I.  Gegenstand der Vorabentscheidungsfrage und Verfahren 

 

 In seinem Entscheid Nr. 226.096 vom 15. Januar 2014 in Sachen Frédéric 

Ensch Famenne gegen den belgischen Staat - intervenierende Parteien: die 

« Arcofin » Gen.mbH, die « Arcopar » Gen.mbH und die « Arcoplus » Gen.mbH, alle in 

Liquidation befindlich -, dessen Ausfertigung am 24. Januar 2014 in der Kanzlei des 

Gerichtshofes eingegangen ist, hat der Staatsrat folgende Vorabentscheidungsfrage gestellt: 

 

 « Verstößt Artikel 36/24 des Gesetzes vom 22. Februar 1998 zur Festlegung des 

Grundlagenstatuts der Belgischen Nationalbank gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung, 

indem der König ein System zur Gewährung der Staatsgarantie für die an Gesellschafter, die 

natürliche Personen sind, erfolgte Erstattung ihres Anteils am Kapital der in Artikel 36/24 § 1 

Absatz 1 Nr. 3 erwähnten zugelassenen Genossenschaften vorsehen kann, während dieser 

Artikel 36/24 keine solche Möglichkeit für die an Gesellschafter, die natürliche Personen 

sind, erfolgte Erstattung ihres Anteils am Kapital einer Gesellschaft, die keine zugelassene 

Genossenschaft im Sinne des vorerwähnten Artikels 36/24 § 1 Absatz 1 Nr. 3 ist, vorsieht? ».  

 

 Diese unter der Nummer 5818 ins Geschäftsverzeichnis des Gerichtshofes eingetragene 

Rechtssache wurde mit den Rechtssachen mit Geschäftsverzeichnisnummern 5621 und 5814 

verbunden. 

 

 

 In seinem Zwischenentscheid Nr. 15/2015 vom 5. Februar 2015, der im Belgischen 

Staatsblatt vom 1. April 2015 veröffentlicht wurde, hat der Verfassungsgerichtshof dem 

Gerichtshof der Europäischen Union folgende Vorabentscheidungsfragen gestellt: 

 

 « 1.  Sind die Artikel 2 und 3 der Richtlinie 94/19/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 30. Mai 1994 über Einlagensicherungssysteme, gegebenenfalls in Verbindung 

mit den Artikeln 20 und 21 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und mit dem 

allgemeinen Grundsatz der Gleichheit, dahin auszulegen, dass 

 

 a)  sie den Mitgliedstaaten die Verpflichtung auferlegen, die Anteile der im Finanzsektor 

tätigen zugelassenen Genossenschaften auf die gleiche Weise zu garantieren wie die 

Einlagen? 

 

 b)  sie dem entgegenstehen, dass ein Mitgliedstaat der Einheit, die teilweise mit der 

Gewährleistung der in dieser Richtlinie erwähnten Einlagen beauftragt ist, den Auftrag erteilt, 

ebenfalls bis zu einem Betrag von 100 000 Euro den Wert der Anteile der natürliche 

Personen, die Gesellschafter einer im Finanzsektor tätigen zugelassenen Genossenschaft sind, 

zu garantieren? 

 

 2.  Ist der Beschluss der Europäischen Kommission vom 3. Juli 2014 ‘ über die staatliche 

Beihilfe SA.33927 (12/C) (ex 11/NN) Belgiens - Garantieregelung zum Schutz der Anteile 

privater Anteilseigner an Finanzgenossenschaften ʼ vereinbar mit den Artikeln 107 und 296 

des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insofern dadurch die 

Garantieregelung, die Gegenstand dieses Beschlusses ist, als neue staatliche Beihilfe 

eingestuft wird? 

 

 3.  Ist - falls die zweite Frage verneinend beantwortet wird - Artikel 107 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union dahin auszulegen, dass eine Regelung der 
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Staatsgarantie, die den natürlichen Personen gewährt wird, die Gesellschafter von im 

Finanzsektor tätigen zugelassenen Genossenschaften sind, im Sinne von Artikel 36/24 § 1 

Absatz 1 Nr. 3 des Gesetzes vom 22. Februar 1998 zur Festlegung des Grundlagenstatuts der 

Belgischen Nationalbank eine neue staatliche Beihilfe ist, die der Europäischen Kommission 

gemeldet werden muss? 

 

 4.  Ist - falls die zweite Frage bejahend beantwortet wird - derselbe Beschluss der 

Europäischen Kommission vereinbar mit Artikel 108 Absatz 3 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union, wenn er dahin ausgelegt wird, dass darin davon 

ausgegangen wird, dass die fragliche staatliche Beihilfe vor dem 3. März 2011 oder dem 

1. April 2011 oder an einem dieser beiden Daten zur Durchführung gebracht wurde, oder 

umgekehrt, wenn er dahin ausgelegt wird, dass darin davon ausgegangen wird, dass die 

besagte staatliche Beihilfe zu einem späteren Datum zur Durchführung gebracht wurde? 

 

 5.  Ist Artikel 108 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

dahin auszulegen, dass er es einem Mitgliedstaat verbietet, eine Maßnahme wie diejenige, die 

in Artikel 36/24 Absatz 1 Nr. 3 des Gesetzes vom 22. Februar 1998 zur Festlegung des 

Grundlagenstatuts der Belgischen Nationalbank enthalten ist, anzunehmen, wenn diese 

Maßnahme eine staatliche Beihilfe zur Durchführung bringt oder eine staatliche Beihilfe 

darstellt, die bereits zur Durchführung gebracht wurde, und diese staatliche Beihilfe noch 

nicht der Europäischen Kommission gemeldet wurde? 

 

 6.  Ist Artikel 108 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

dahin auszulegen, dass er es einem Mitgliedstaat verbietet, ohne vorherige Anmeldung bei der 

Europäischen Kommission eine Maßnahme wie diejenige, die in Artikel 36/24 Absatz 1 Nr. 3 

des Gesetzes vom 22. Februar 1998 zur Festlegung des Grundlagenstatuts der Belgischen 

Nationalbank enthalten ist, anzunehmen, wenn diese Maßnahme eine staatliche Beihilfe 

darstellt, die noch nicht zur Durchführung gebracht wurde? ». 

 

 In seinem Urteil vom 21. Dezember 2016 in der Rechtssache C-76/15 hat der Gerichtshof 

der Europäischen Union auf die Fragen geantwortet. 

 

 

 Durch Anordnung vom 29. März 2017 hat der Gerichtshof in Anbetracht der 

Todesanzeige von Frédéric Ensch Famenne beschlossen, die Rechtssache Nr. 5818 zu trennen 

und das Verfahren in dieser Rechtssache auszusetzen, und zwar gemäß Artikel 97 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof. 

 

(…) 

 

 

  III.  Rechtliche Würdigung 

 

(…) 

 

 1.  Frédéric Ensch Famenne, klagende Partei im Ausgangsverfahren, ist am 24. Februar 

2017 verstorben. Der Tod ist vor Schließung der Verhandlung eingetreten. 
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 Demzufolge hat der Gerichtshof das Verfahren in Anwendung von Artikel 97 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof durch Anordnung vom 

29. März 2017 ausgesetzt. 

 

 2.  Nachdem der Gerichtshof am 16. Februar 2018 davon in Kenntnis gesetzt wurde, dass 

dem vorlegenden Richter bis zu diesem Datum kein Antrag auf Wiederaufnahme des 

Verfahrens übermittelt worden war, ist die Rechtssache an ihn zurückzuverweisen, damit er 

entscheidet, ob die Antwort auf die Vorabentscheidungsfrage für seine Urteilsfällung immer 

noch unentbehrlich ist. 
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 Aus diesen Gründen: 

 

 Der Gerichtshof 

 

 verweist die Rechtssache an den vorlegenden Richter zurück. 

 

 Erlassen in französischer und niederländischer Sprache, gemäß Artikel 65 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, am 21. Juni 2018. 

 

 

 

Der Kanzler, Der Präsident, 

 

 

(gez.) F. Meersschaut (gez.) J. Spreutels 

 

 


